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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Beschwerde-

führers und des Generalbundesanwalts am 3. März 2021 gemäß § 349 Abs. 4 

StPO beschlossen: 

 

Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts 

Frankfurt am Main vom 18. August 2020 mit den Feststellungen 

aufgehoben. 

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung, auch über 

die Kosten des Rechtsmittels, an eine andere Strafkammer des 

Landgerichts zurückverwiesen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen besonders schwerer räube-

rischer Erpressung zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren und sechs Monaten 

verurteilt und eine Einziehungsentscheidung getroffen. Die hiergegen gerichtete 

Revision des Angeklagten, mit der er die Verletzung materiellen Rechts rügt, hat 

Erfolg. 

1. Das Landgericht hat folgende Feststellungen und Wertungen getroffen: 

a) Der Angeklagte betrat am Morgen des 5. November 2019 einen Kiosk 

im Bahnhofsviertel in F.             . Er forderte, nachdem er sich zunächst  

in der Reihe mit weiteren Kunden angestellt hatte, von der Verkäuferin, der Zeu-

gin D.    , die Herausgabe von Zigaretten und behauptete, mit dem Geschäftsin- 
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haber abgesprochen zu haben, nicht bezahlen zu müssen. Er legte eine Visiten-

karte auf den Verkaufstresen und vermittelte der Zeugin den Eindruck, diese als 

Zahlungsmittel verwenden zu wollen. Als die Zeugin die Herausgabe der Zigaret-

ten verweigerte, verließ er zunächst das Geschäft, kehrte jedoch wenige Minuten 

später zurück und forderte unter Vorhalt eines Messers von der Zeugin die Her-

ausgabe von insgesamt 17 Packungen Zigaretten. Diese kam der Forderung auf-

grund der Drohung nach. Anschließend flüchtete der Angeklagte mit der Beute. 

b) Das Landgericht hat die Verurteilung des Angeklagten im Wesentlichen 

auf die Schilderung des Tathergangs und die Identifikation des Angeklagten 

durch die Zeugin D.     gestützt. Diese hatte am Tattag das äußere Erscheinungs- 

bild eines zwischen 35 und 40 Jahre alten, vermutlich deutschen, sehr ungepfleg-

ten Täters („Junkietyp“) mit schmaler Statur bei einer Größe von ca. 1,70 m, hell-

blauen Augen, keinen Bart, braunen kurzen Haaren und dreckigen Händen be-

schrieben. In der Hauptverhandlung hat sie zum Erscheinungsbild des Täters 

dargestellt, dieser sei ca. 1,70 m groß gewesen, habe dreckige Hände gehabt, 

so dass sie gedacht habe, dass es sich um einen Drogenabhängigen aus dem 

Bahnhofsviertel gehandelt habe. Auch sei ihr ein „leichter deutschsprachiger Ak-

zent“ bei dem Täter aufgefallen. Sie glaube, ihn mehrere Wochen nach der Tat 

im Dunkeln erneut im Bahnhofsviertel gesehen zu haben, da sie „auch kurz seine 

Stimme und seinen Gang“ erkannt habe. Einige Wochen später habe sie ihn di-

rekt vor dem Kiosk gesehen. Bei diesem Treffen − das zur Verhaftung des Ange-

klagten durch die von der Zeugin herbeigerufenen Polizeibeamten führte − habe 

sie ihn sofort an „seinem Gesicht und seinen Augen“ erkannt. Um sich zu verge-

wissern, sei sie auf ihn zugelaufen und habe ihn „insbesondere an seiner 

Stimme“ wiedererkannt. Die Person habe mit „leichtem deutschsprachigen Ak-

zent“ gesprochen, was ihr bei dem Täter im Kiosk ebenfalls aufgefallen sei. Auch 

in der Hauptverhandlung war die Zeugin „absolut sicher“, dass es sich bei dem 

Angeklagten um den Täter aus dem Kiosk handele.  
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c) Die Strafkammer hat ihre Überzeugung von der Täterschaft des Ange-

klagten darauf gestützt, dass dessen Erscheinungsbild in der Hauptverhandlung 

wie auch auf einem in Augenschein genommenen Lichtbild seiner letzten erken-

nungsdienstlichen Behandlung zu der Beschreibung der Zeugin mit einer 

„schmale[n] Statur, braune[n] kurzen Haare[n], vermutlich Deutscher, Junkietyp 

und sehr ungepflegt“, passe. Zudem hat die Strafkammer die subjektive Über-

zeugung der Zeugin von der Täterschaft des Angeklagten in einer Gesamtschau 

für verlässlich erachtet. Sie hat dabei berücksichtigt, dass die Zeugin gegenüber 

der die Festnahme durchführenden Beamtin erklärt habe, dass sie den Ange-

klagten „zu 100% an seinem Gesicht erkannt habe und sich sehr sicher sei“. Die 

hohe Zuverlässigkeit der Identifizierung werde dadurch belegt, dass die Zeugin 

anlässlich einer Lichtbildrecherche aus ca. 300 Bildern, unter denen sich kein 

Foto des Angeklagten befunden habe, keinen Täter erkannt habe, was dafür 

spreche, dass die Zeugin nur dann eine Zuordnung vornehme, wenn sie in ho-

hem Maße sicher sei. Ferner werde die Täterschaft des Angeklagten dadurch 

gestützt, dass bei dem Angeklagten eine Visitenkarte – weiße Karte mit schwar-

zer Schrift − gefunden worden sei, die die Zeugin am Tag der Verhaftung als 

diejenige erkannt habe, die der Täter bei dem ersten Aufenthalt im Kiosk vorge-

legt habe. Der Angeklagte habe sich zur Tatzeit auch im Bahnhofsgebiet aufge-

halten, sei drogensüchtig, habe an Geldnot gelitten und bereits bei früheren Ta-

ten ein Messer als Tatmittel eingesetzt.  

Seine Körpergröße von 1,80 m spreche nicht gegen seine Täterschaft, 

weil der Zeuge F.       , der beim ersten Betreten des Kiosks durch den Täter  

hinter diesem in der Reihe gestanden habe, den Täter als etwas größer als sich 

selbst (1,78 m) beschrieben habe. Soweit der Angeklagte braune und keine hell-

blauen Augen habe, liege hierin nur eine unwesentliche Abweichung bei der an-

sonsten zutreffenden Täterbeschreibung durch die Zeugin.  
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2. Diese Beweiswürdigung trägt die Verurteilung nicht.  

a) Es ist allein die Aufgabe des Tatrichters, das Ergebnis der Hauptver-

handlung festzustellen und zu würdigen. Die revisionsrechtliche Überprüfung ist 

auf die Frage beschränkt, ob dem Tatrichter dabei Rechtsfehler unterlaufen sind. 

Das ist in sachlich-rechtlicher Hinsicht etwa dann der Fall, wenn die Beweiswür-

digung lückenhaft ist, namentlich dann, wenn sie nicht sämtliche Umstände, die 

dazu geeignet waren, die Entscheidung zu beeinflussen, in ihre Überlegungen 

einbezogen und wesentliche Feststellungen in der vorzunehmenden umfassen-

den Gesamtwürdigung nicht berücksichtigt hat (st. Rspr.; vgl. etwa Senat, Be-

schluss vom 19. Dezember 2018 – 2 StR 451/18, StV 2019, 317, 318; BGH, Ur-

teil vom 26. Januar 2017 – 1 StR 385/16, juris Rn. 15; Urteil vom 3. Dezember 

2015 – 4 StR 387/15, StV 2017, 538, 539; jeweils mwN).  

Besondere Darlegungsanforderungen bestehen in schwierigen Beweisla-

gen, zu denen auch Konstellationen zählen, in denen der Tatnachweis im We-

sentlichen auf einem Wiedererkennen des Angeklagten durch einen Tatzeugen 

beruht (BVerfG, NJW 2003, 2444, 2445 mwN). Konnte ein Zeuge eine ihm vorher 

unbekannte Person nur kurze Zeit beobachten, darf sich der Tatrichter nicht ohne 

Weiteres auf die subjektive Gewissheit des Zeugen beim Wiedererkennen ver-

lassen, sondern muss aufgrund objektiver Kriterien nachprüfen, welche Beweis-

qualität dieses Wiedererkennen hat, und dies in den Urteilsgründen für das Re-

visionsgericht nachvollziehbar darlegen (Senat, Beschluss vom 8. Dezember 

2016 – 2 StR 480/16, StraFo 2017, 111, 112). Der Tatrichter ist daher aus sach-

lich-rechtlichen Gründen regelmäßig verpflichtet, die Angaben des Zeugen zur 

Täterbeschreibung zumindest in gedrängter Form wiederzugeben und diese Tä-

terbeschreibung zum Erscheinungsbild des Angeklagten in der Hauptverhand-

lung in Beziehung zu setzen (Senat, Beschluss vom 29. November 2016 – 2 StR 

472/16, NStZ-RR 2017, 90; BGH, Beschluss vom 17. Februar 2016 – 4 StR 
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412/15, StraFo 2016, 154, 155). Darüber hinaus sind in den Urteilsgründen auch 

diejenigen Gesichtspunkte darzulegen, auf denen die Folgerung des Tatrichters 

beruht, dass insoweit eine tatsächliche Übereinstimmung besteht (BGH, Be-

schluss vom 17. Februar 2016 – 4 StR 412/15, aaO). 

b) Hieran gemessen erweist sich die Beweiswürdigung der Strafkammer 

als lückenhaft und damit als durchgreifend rechtsfehlerhaft. Denn die Urteils-

gründe verhalten sich nicht zu den von der Zeugin D.     geschilderten Auffällig- 

keiten im sprachlichen Ausdruck des Angeklagten. Dies war hier aber deshalb 

unerlässlich, weil dessen „deutschsprachige[m] Akzent“ aus Sicht der Zeugin ein 

maßgeblicher Wiedererkennungswert zukam. Diese „glaubte“, den Täter erstma-

lig mehrere Wochen nach der Tat gesehen zu haben, wobei sie „kurz seine 

Stimme und seinen Gang“ erkannt habe. Am Tag seiner Verhaftung identifizierte 

sie den Angeklagten auf offener Straße als Täter des Überfalls anhand dessen 

„Gesicht und seinen Augen“ sowie „insbesondere an seiner Stimme“. Letzteres 

begründete sie damit, der Angeklagte habe mit „leichtem deutschsprachigen Ak-

zent“ gesprochen, was ihr bei dem Täter im Kiosk ebenfalls aufgefallen sei“. 

Bei dieser Beweissituation oblag der Strafkammer zum einen die Erörte-

rung, wie sich der aus Sicht der Zeugin „leichte deutschsprachige Akzent“ des 

Täters in dessen Sprachgewohnheit, möglicherweise in dessen Phonetik, Intona-

tion, Betonungsmuster oder Satzrhythmus ausdrückte. Zudem bedurfte es der 

Feststellung, ob sich die so – anhand der Angaben der Zeugin – objektivierte 

Auffälligkeit im Ausdrucksverhalten des Täters bei dem Angeklagten, der sich in 

der Hauptverhandlung zu seiner Person und zur Sache eingelassen hat, wieder-

findet. Hierzu schweigen die Urteilsgründe in Gänze. Ein – wie auch immer ge-

arteter – „Akzent“ in der Sprachgewohnheit des Angeklagten versteht sich auch 

nicht von selbst. Dieser ist in Deutschland geboren und aufgewachsen.  
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Dem Vorliegen bzw. dem Fehlen einer solchen sprachlichen Auffälligkeit 

im Sprachausdruck des Angeklagten kommt angesichts der Darstellung der Zeu-

gin ein erheblicher Beweiswert zu. Denn dieser war sowohl beim ersten Wieder-

erkennen wenige Wochen nach der Tat wie auch am Tag der Verhaftung des 

Angeklagten insbesondere auch dessen „Stimme“ aufgefallen. Der Senat kann 

daher nicht ausschließen, dass der Strafkammer bei der von ihr vorgenommenen 

Gesamtwürdigung unter Berücksichtigung dieses zusätzlichen Indizes – das 

Fehlen einer sprachlichen Auffälligkeit beim Angeklagten unterstellt – trotz der 

weitgehenden Übereinstimmung im äußeren Erscheinungsbild sowie der weite-

ren belastenden Indizien, insbesondere der bei dem Angeklagten aufgefundenen 

Visitenkarte, Zweifel an dessen Täterschaft verblieben wären. 

c) Der Senat kann offenlassen, ob das angefochtene Urteil im Übrigen den 

aufgezeigten Darstellungsanforderungen gerecht wird. Bedenken ergeben sich 

insoweit, als sich die Urteilsgründe nicht zu der Frage verhalten, anhand welcher 

objektiven Kriterien die Zeugin den Angeklagten wenige Wochen nach der Tat 

auf offener Straße erkannte. Die Angabe der Zeugin, sie habe den Angeklagten 

„sofort an seinem Gesicht und seinen Augen erkannt“, wird nicht weiter unterlegt. 

Hierzu hätte jedoch möglicherweise deshalb Anlass bestanden, weil die Zeugin 

ausweislich ihrer ersten Vernehmung die Augenfarbe des Täters mit hellblau be-

zeichnet hatte und der Angeklagte nach den Urteilsfeststellungen über braune 

Augen verfügt. Weitere objektive Merkmale, die belegen könnten, aufgrund wel-

cher Signifikanz die Zeugin den Angeklagten an „seinem Gesicht und seinen Au-

gen“ erkannte, werden im Urteil jedoch nicht mitgeteilt.  

d) Nach alledem ist das angefochtene Urteil aufzuheben; die Sache bedarf 

neuer Verhandlung und Entscheidung. Dabei wird der nunmehr zur Entscheidung 

berufene Tatrichter auch im Blick zu behalten haben, dass dem – wiederholten – 
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Wiedererkennen des Angeklagten in der Hauptverhandlung durch die Opferzeu-

gin ein allenfalls geringer Beweiswert zukommt (vgl. Senat, Beschluss vom 

29. November 2016 – 2 StR 472/16, NStZ-RR 2017, 90, 91). 

 

Franke  Krehl  Meyberg 

 Grube  Schmidt 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Frankfurt am Main, 18.08.2020 - 5/08 KLs 10/20 3230 Js 201874/20 


